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Liebe Freundinnen und Freunde 
sozialdemokratischer  
Kommunalpolitik,

nein, ich möchte mich natürlich an 
dieser Stelle nicht als Wetterpro-
phetin empfehlen. Ob wir einen 
verregneten Sommer vor uns haben 
oder eine Reihe neuer Hitzerekorde, 
kann ich nicht prognostizieren. Mit 
den bevorstehenden Bürgermeister-
wahlkämpfen in vielen Städten und 
Gemeinden Brandenburgs und dem 
Bundestagswahlkampf stehen uns 
aber hitzige Auseinandersetzungen 
bevor und erst recht ein spannender 
September. Als sozialdemokratische 
kommunale Familie gilt es für uns, 
wichtige Rathäuser „zu verteidigen“, 
andere wollen wir für uns gewinnen. 
Dabei sind die Voraussetzungen vor 
Ort sehr unterschiedlich.

Einige sehr verdiente sozialdemo-
kratische Bürgermeister treten am 

24. September nach zum Teil meh-
reren Amtszeiten nicht noch einmal 
zur Wahl an. So wird Oranienburgs 
Bürgermeister, der langjährige Vor-
sitzende der SGK Brandenburg Hans-
Joachim „Hansi“ Laesicke, nach 24 
Jahren aus dem Amt scheiden. Auch 
Detlef Fleischmann, Bürgermeister 
der Stadt Nauen, tritt nicht noch 
einmal zur Wahl an, ebenso Andre-
as Schulz in Hennigsdorf, Dr. Lutz 
Franzke in Königs Wusterhausen und 
Beate Burgschweiger in Zeuthen.

In anderen Städten und Gemeinden 
stellen sich sozialdemokratische Bür-
germeisterinnen und Bürgermeis-
ter zur Wiederwahl. Das trifft auf 
Thomas Schmidt in Teltow zu, auf 
Elisabeth Herzog-von der Heide in 
Luckenwalde, auf Thomas Zenker 
in Großräschen, Frank Steffen in 
Beeskow, Jörg Schröder in Seelow 
und auf mich in der Ofenstadt Vel-
ten.

Schließlich gibt es eine ganze Rei-
he von Rathäusern, die 2017 für die 
SPD erobert werden könnten. In 
folgenden Städten und Gemeinden, 
in denen bislang Vertreter und Ver-
treterinnen anderer Parteien oder 
Parteilose das Amt des Bürgermeis-
ters bekleideten, wird ebenfalls im 
September 2017 gewählt: Doberlug-
Kirchhain, Elsterwerda, Falkenberg/
Elster, Finsterwalde, Herzberg (Els-
ter), Bad Freienwalde, Wrietzen, Bes-
tensee, Eichwalde, Luckau, Schul-
zendorf, Wildau, Lauchhammer, Vet-
schau, Eisenhüttenstadt, Rheinsberg, 
Glienicke Nordbahn, Seddiner See, 
Beelitz, Treuenbrietzen, Pritzwalk, 
Kolkwitz und Nuthe-Urstromtal so-
wie Prenzlau.

In nahezu allen Städten und Gemein-
den, in denen im September gewählt 
wird, ist es der SPD gelungen, eige-
ne Kandidatinnen und Kandidaten 
aufzustellen. Unter anderem aus 

der SGK-Akademie BESSER BÜRGER-
MEISTERN kenne ich viele der sozial-
demokratischen Hoffnungsträgerin-
nen und Hoffnungsträger. Ich weiß, 
dass wir mit klugen und engagierten 
Köpfen in die jeweiligen Wahlkämp-
fe ziehen. Wir stellen uns mit Zuver-
sicht den Debatten vor Ort, weil wir 
als Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten etwas zu bieten haben 
– gute Programme, Ideen, die in die 
Zukunft weisen, und nicht zuletzt 
unser Wertegerüst aus Solidarität, 
Gerechtigkeit und Freiheit.

SGK-Bildungssommer 2017
Als SGK Brandenburg drücken wir 
den sozialdemokratischen Kandida-
tinnen und Kandidaten in allen Städ-
ten und Gemeinden, die sich im Sep-
tember zur Wahl stellen, die Daumen 
und wünschen viel Erfolg am Wahl-
tag. Wir selbst werden natürlich als 
Bildungswerk im Sommer nicht un-
tätig sein. So wird es, wie auch im 

Vor einem heißen Sommer und einem 
vielleicht noch heißeren Herbst
In vielen Kommunen in Brandenburg sowie im Bund wird am  
24. September gewählt

Ines Hübner, Bürgermeisterin von Velten und Landesvorsitzende der SGK Brandenburg Foto: Christian Maaß/SGK Brandenburg
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vergangenen Jahr, im August eine 
kleine SGK-Sommerakademie geben. 
Unter anderem wollen wir uns in 
Abendveranstaltungen dem Thema 
Bürgerbeteiligung widmen. 

Dieter Jetschmanegg, Leiter des 
Fachbereichs Kommunikation, Wirt-
schaft und Beteiligung der Landes-
hauptstadt Potsdam, wird uns als 
Referent das facettenreiche Thema 
Bürgerbeteiligung schmackhaft ma-
chen. Eine weitere Veranstaltung 
wird sich der Qualität der Kinder-
betreuung in unseren Kitas widmen 
und zudem interessierte Kommunal-
politikerinnen und -politiker in den 
Grundlagen des Kita-Gesetzes schu-
len. Diese Veranstaltung wird Detlef 
Diskowski bestreiten, der vielen als 
Kommentator des Kita-Gesetzes be-
kannt ist.

Noch nie eine E-Mail von der 
SGK bekommen?
Weitere Themen werden abgestimmt 
und können auch auf Eure Bedürf-
nisse und Interessen zugeschnitten 
werden. Schreibt der Geschäftsstel-
le der SGK Brandenburg Eure Ideen. 
Orte und Termine der Veranstaltun-
gen werden rechtzeitig per Mail an 
alle Mitglieder, deren Mailadresse 
uns bekannt ist, bekannt gegeben. 
Wer übrigens noch nie eine Mail von 
uns bekommen hat und das ändern 
möchte, sollte uns einfach schreiben 
und uns die Mailadresse mitteilen: 
nrochlitzer@sgk-potsdam.de.

Ganz egal, ob Ihr Euch im Seminar-
raum schulen lasst, bei der Garten-
arbeit entspannt, am Infostand um 
Wählerstimmen werbt, ob Ihr um die 
Welt reist, am Strand liegt, Euch auf 
der Terrasse als Grillmeister beweist 
oder hoffentlich auch bei der Arbeit 
Eure Freude habt: ich wünsche Euch 
einen gut gelaunten Sommer und er-
holsame Ferien! 

Glück auf! Eure
 

Ines Hübner 
Bürgermeisterin der Stadt Velten und 
Vorsitzende der SGK Brandenburg

Heimatkunde
Funktionalreform und Freiheitskampf

Autor SGK Brandenburg

Sie lesen die dritte Heimatkunde. Ist 
das schon eine Tradition? Wohl nicht. 
Dafür müssten wir schon das drit-
te Jahr erreichen. Wird der Stoff bis 
dahin reichen? Noch sorgt das Minis-
terium für Inneres und Kommunales 
des Landes Brandenburg für reichlich 
Nachschub. Am 14. Juni 2017 legte es 
mit dem Gesetz zur Funktionalreform 
2020 im Land Brandenburg (Funkti-
onalreformgesetz 2020 – FRG 2020) 
und dem Gesetz zur Neugliederung 
der Landkreise und kreisfreien Städte 
im Land Brandenburg und zur Ände-
rung anderer Gesetze zwei sehr um-
fangreiche Gesetzentwürfe vor. Lese-
stoff bieten die Vorlagen allemal. Bei 
der Beurteilung der Inhalte scheiden 
sich allerdings die Geister. 

Ob beispielsweise mit Änderung der 
Verordnung über Zuständigkeiten 
nach dem Holzhandels-Sicherungs-
Gesetz eine wirklich wichtige Kom-
petenz neu verteilt wird, sei dahin-
gestellt. Auch die Kirchenaustrittsver-
ordnung – die KiAusV – soll geändert 
werden. Bisher wurde „der Austritt 

aus einer Kirche, … die Körperschaft 
des öffentlichen Rechts ist, zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle des Amtsgerichts er-
klärt, in dessen Bezirk der Erklärende 
seinen Wohnsitz oder beim Fehlen 
eines Wohnsitzes seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat”. Zukünftig ist 
dafür das Standesamt der zuständige 
Ansprechpartner, in dessen Bezirk der 
Wohnsitz oder bei Fehlen eines Wohn-
sitzes der gewöhnliche Aufenthalt der 
Erklärenden oder des Erklärenden ist. 
Dass dies kein Massengeschäft ist – 
trotz mitunter ansteigender Zahlen 
der Kirchenaustritte – verdeutlichen 
die statistischen Angaben zur Religi-
onszugehörigkeit der Landeshaupt-
stadt Potsdam. Im Jahr 2015 gehörten 
4,9 Prozent der römisch-katholischen 
Kirche an. Evangelisch-lutherischen 
Glaubens waren 13,7 Prozent der Pots-
damerinnen und Potsdamer. 

Die Verordnung über Zuständigkei-
ten nach dem Forstschäden-Aus-
gleichsgesetz, die ebenfalls geändert 
wird, war bis jetzt wohl nur Insidern 

bekannt. Beachtenswert ist auch, 
welche Aufgaben nicht kommu-
nalisiert werden. Ein Klassiker der 
Nicht-Kommunalisierung in Bran-
denburg ist die Flurneuordnung, die 
der Landkreistag erneut gefordert 
hat. An dieser Stelle nehmen wir uns 
die Freiheit, einmal ausführlicher aus 
der Gesetzesbegründung zu zitieren: 
„Hierzu ist Folgendes anzumerken: 
Der Forderung des LKT [Landkreis-
tag] wird nicht entsprochen. Insbe-
sondere mit Blick auf die bereits im 
Verband für Flurneuordnung Bran-
denburg praktizierte (fünfräumige) 
regionale Aufgabenwahrnehmung 
ist eine darüber hinausgehende Auf-
gabenübertragung im Bereich Flur-
neuordnung auf weitere 12 regio-
nale Aufgabenträger weder fachlich 
noch wirtschaftlich vertretbar. Etwa-
ige, bislang von der Kommunalebe-
ne jedoch nur behauptete, fachliche 
Synergieeffekte bei einer Zusam-
menführung der Arbeitseinheiten 
von Flurneuordnung und Kataster-
ämtern würden die Nachteile nicht 
kompensieren.“ Vielleicht hätte der 

Schloss Paretz im Havelland Foto: SGK Brandenburg
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fachliche Dissens an dieser Stelle et-
was freundlicher formuliert werden 
können. 

Grundsätzlich gilt aber, dass der Ent-
wurf eine sehr gute Basis für eine 
intensivere Befassung mit der Wahr-
nehmung öffentlicher Aufgaben so-
wohl auf Landesebene als auch in 
den Kommunen darstellt. Dies gilt 
im Übrigen noch viel mehr für das 
Gesetz zur Neugliederung der Land-
kreise und kreisfreien Städte. Auf 
694 Seiten erfolgt eine dezidierte 
Auseinandersetzung mit der kom-
munalen Selbstverwaltung auf den 
betroffenen Ebenen. Insbesondere 
die umfangreiche Betrachtung der 
(Reform-)Geschichte Brandenburgs 
und die Aussagen zu kulturellen Bin-
dungen machen den Text zu einem 
umfangreichen Kompendium der 
Heimatkunde. Freude an der Infor-
mationsfülle wird indessen wohl nur 
der Leser entwickeln, dessen Land-
kreis nicht von der Zusammenlegung 
oder dessen kreisfreie Stadt nicht 

von der Einkreisung betroffen ist. 
Heimatkunde enthält sich an dieser 
Stelle ganz bewusst einer Bewertung 
der Vorlagen. Dies wird mit dem 
Blick auf zwei Daten sicher verständ-
lich. Wie bereits erwähnt wurden 
die Entwürfe am 14. Juni 2017 aus-
gegeben. Am 20. Juni 2017 entstand 
dieser Text. Wer wollte – sofern dies 
nicht in seine hauptamtliche Zustän-
digkeit fällt – die Entwürfe in dieser 

Zeit einer umfassenden Würdigung 
unterwerfen. 

Wir wollen wie immer mit einer Emp-
fehlung enden. Diese gilt vor allem, 
aber nicht nur im Jahr 2017. Lassen 
Sie sich nicht vom protestantischen 
Mainstream anstecken. Lesen Sie ka-
tholisch, lesen Sie irisch. Kaum ein 
Land und ein Volk hat unter protes-
tantischer Fremdherrschaft so gelitten 

wie die Iren. Aus sozialdemokratischer 
Sicht ist dabei vor allem James Con-
nolly, einer der Gründer der Labour 
Party und Köpfe des Osteraufstandes 
1916, interessant. Die Briten exekutier-
ten ihn wie alle Anführer dieses zent-
ralen Ereignisses des irischen Freiheits-
kampfes. Bei seiner Hinrichtung war 
er so schwer verletzt, dass er an einen 
Stuhl gebunden werden musste.

Wer sich intensiver und wissenschaft-
licher mit ihm beschäftigen will, dem 
sei „Integrativer Sozialismus und na-
tionale Befreiung. Politik und Wir-
kungsgeschichte James Conolly in Ir-
land“ (Vandenhoeck & Ruprecht, Göt-
tingen etc, 1990) von Helga Woggon 
empfohlen. Wer es etwas volkstümli-
cher mag, der sollte zu „Rebellen des 
Glaubens. Der irische Freiheitskampf“ 
von Peter de Rosa greifen (Droemer 
Knaur, München 1991). Beide Bücher 
sind antiquarisch erhältlich.

Labour und die Republik Irland halten 
das Andenken Connollys in Ehren. 

Die Kulisse des irischen Freiheitskampfes Foto: SGK Brandenburg

Besuchen sie uns und diskutieren sie mit!

Wir treiben wichtige  
politische und gesellschaft­
liche Debatten voran. 

deBattieren

Wir verbinden Menschen und 
Organisationen, die der Sozial­
demokratie nahestehen.

Vernetzen

Wir zeigen Haltung und 
beziehen klar Stellung zu 
aktuellen Themen.

Positionieren

vorwärts.de

das deBattenPortal 

der sozialdemokratie

Anzeige
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Sichere Adresse Neuenhagen
Eine Mustergemeinde zeigt, was Kommunen zum Thema Sicherheit und Prävention beitragen können

Interview mit Janina Meyer-Klepsch, Fachbereichsleiterin Bauverwaltung und öffentliche Ordnung der Gemeindeverwaltung Neuenhagen bei Berlin

Frau Meyer-Klepsch, Ihre Ge-
meinde Neuenhagen bei Berlin 
wird immer wieder als beson-
ders beispielhafte Musterge-
meinde genannt, wenn es um 
Einbruchsprävention geht. Was 
zeichnet Neuenhagen im Gegen-
satz zu vielen anderen Kommu-
nen in Brandenburg aus?
In Neuenhagen war die Verwaltung 
von Anfang an davon überzeugt, 
dass auch wir eine Verantwortung 
im Bereich der Einbruchspräventi-
on haben. Wir haben uns nicht vor 
neuen Aufgaben gescheut, trotzdem 
auch wir nicht mehr Ressourcen als 
andere Kommunen haben. Wir ha-
ben auf die gute Vernetzung mit 
der Bürgerschaft und den mehr als 
70 engagierten Vereinen in Neuen-
hagen gesetzt. Und auch die Ge-
meindevertretung stand klar hinter 
der Verwaltung und hat die notwen-
digen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung gestellt. Dieses gemeinsame 
Handeln zeichnet Neuenhagen ganz 
gewiss aus.

Wodurch sind Sie auf das Thema 
aufmerksam geworden? Gab es 
in Neuenhagen besonders viele 
Einbruchsdiebstähle?
Im Zeitraum von 2010 bis 2012 gab 
es vielerorts und auch in Neuen-
hagen bei Berlin einen spürbaren 
Anstieg von Einbruchdiebstählen 
insbesondere aus Wohnungen bzw. 
Häusern. Das Thema wurde zum 
Ortsgespräch. So kam es, dass ein 
Siedlerverein den Bürgermeister im 
Sommer des Jahres 2012 direkt an-
gesprochen hatte: „Jürgen, mach 
was!“ Gleichzeitig hatte seit 2011 die 
Polizei Brandenburg ein Pilotprojekt 
„Einsatz von künstlicher DNA zur Ei-
gentumsmarkierung“ gestartet. Wir 
wurden dann nach unserer Kontakt-
aufnahme mit der Polizei zeitnah 
über diese und andere Präventions-
möglichkeiten sowie die Fördermög-
lichkeiten von Präventionsprojekten 
informiert. 

Beim Stichwort Kriminalpräven-
tion fällt einem zunächst die 

Polizei ein. Wie kommt es, dass 
sich die Gemeinde Neuenhagen 
in diesem Feld besonders enga-
giert?
Es ist uns in der Verwaltung wichtig, 
dass sich die Einwohnerinnen und 
Einwohner sicher in ihrem Heimatort 
fühlen. Durch zahlreiche persönliche 
Unterhaltungen des Bürgermeisters 
und der Beschäftigten der Verwal-
tung mit den Neuenhagenerinnen 
und Neuenhagenern war schnell 
klar, dass das Thema durchaus vie-
le Leute über die Maßen beschäftigt 
und das subjektive Sicherheitsgefühl 
beeinträchtigt ist. Das war der Grund 
für unseren schnellen Entschluss, 
kommunal handeln zu wollen. Die 
Polizei war offen für das beabsich-
tigte Engagement und hat Neuen-
hagen von Anfang an ermutigt und 
unterstützt. 

Wie war Ihre Herangehensweise 
an das Thema?
Kriminalitätsprävention ist natürlich 
ein besonderes Thema und gehört 
nicht unbedingt zum Tagesgeschäft 
in der Kommunalverwaltung. Ich ha-
be mich als zuständige Fachbereichs-
leiterin vor allem bei der Polizei und 
dem Landespräventionsrat infor-

miert sowie die einschlägige Litera-
tur gelesen. Glücklicherweise gibt es 
sehr gute Studien und Handlungs-
empfehlungen, die mir eine rasche 
Einarbeitung in das Thema ermög-
licht haben. Bei der Konzeption für 
unser Projekt habe ich mich an be-
reits erfolgreichen Strukturprinzipien 
orientiert. Rückblickend war das sehr 
positiv für die Organisation, weil es 
weniger Ressourcen gebunden hat. 
Wir mussten das Rad nicht neu er-
finden, sondern lediglich auf unsere 
Gegebenheiten anpassen. So war 
das Projekt „Sichere Adresse Neuen-
hagen!“ in wenigen Monaten entwi-
ckelt und durch den Landespräven-
tionsrat als förderfähig bewertet. 
Wichtig war auch der zustimmende 
Beschluss der Gemeindevertretung.

In Ihrem Modell kooperiert ei-
ne Vielzahl von Akteuren? Wie 
bringt man diese alle an einen 
Tisch?
Dabei konnte die Verwaltung auf 
die gute Vernetzung im Ort zurück-
greifen. Der Bürgermeister hat die 
Vertreterinnen und Vertreter der 
wichtigsten Vereine zu unseren we-
nig formalisierten Netzwerktreffen 
eingeladen und sie sind alle gekom-
men. Da machte sich der ohnehin 
vorhandene gesellschaftliche Zu-
sammenhalt sofort bemerkbar. Und 
es waren auch alle von dem Thema 
irgendwie betroffen, so dass jeder 
helfen und die Gemeinde unterstüt-
zen wollte. Dabei haben wir sehr 
darauf geachtet, die ehrenamtlichen 
Akteure nicht zu überfordern. Wir 
haben gezielt darum gebeten, dass 
die Vereine die Gemeinde bei der Öf-
fentlichkeitsarbeit mit ihren eigenen 
Netzwerken unterstützen. Weiterhin 
haben wir mindestens einmal jähr-
lich ein Feedback bei einem Treffen 
zu der gemeinsamen Arbeit abge-
holt, um ggf. auch Änderungen bei 
den Maßnahmen vorzunehmen. 

Welche konkreten Projekte steu-
ert die Gemeinde bei?
Die Verwaltung hat sich bewusst 
auf ihre Kernkompetenzen konzen-

triert – Öffentlichkeitsarbeit, Veran-
staltungen und Vorbildwirkung. In 
Vorbereitung der kommenden Akti-
vitäten galt es zunächst, die eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für das Thema Einbruch- und Dieb-
stahlkriminalität zu sensibilisieren 
und über Präventionsmaßnahmen 
zu informieren. Ziel war es, dass die 
Beschäftigten der Gemeinde ressort-
übergreifend auskunftsfähig sind, 
wo man im Bedarfsfall notwendige 
Informationen bekommt und wer 
die Ansprechpartner bei der Polizei 
sind. Viele Kolleginnen und Kollegen 
wohnen auch in Neuenhagen, sodass 
man im Verwandten- und Bekann-
tenkreis als Multiplikatoren agieren 
kann. Es wurden entsprechende In-
formationsflyer in unserem Corpo-
rate Design erarbeitet, um uns von 
der üblichen Werbung oder anderen 
Informationen abzuheben und den 
vorhandenen Wiedererkennungs-
wert zu nutzen. Neben zahlreichen 
Presseveröffentlichungen haben wir 
natürlich auch ein entsprechendes 
Online-Informationsangebot. Die 
ergänzende Nutzung sozialer Netz-
werke ist sinnvoll. Auf jeder kom-
munalen Veranstaltung findet man 
seit 2013 bis heute Informationen 
zum Thema Eigentumskriminalität. 
Zwei Veranstaltungen, nämlich der 
S-Bahn-Tag und die Sicherheitsmes-
se zum Tag des Einbruchschutzes, 
sind ganz neu hinzugekommen. 
Meine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Fachbereichs unterstützen 
die Veranstaltungen und betreuen 
engagiert die Informationsstände. 
Und natürlich haben wir unsere 
Wertgegenstände in den eigenen 
Einrichtungen mit künstlicher DNA 
markiert und informieren darüber. 
So wollen wir die Bürgerinnen und 
Bürger anregen, sich mit dem The-
ma Einbruch- und Diebstahlschutz 
zu beschäftigen und notwendige 
Maßnahmen zu ergreifen. 

In Zeiten knapper kommunaler 
Kassen spielen natürlich auch 
die Kosten eine Rolle. Wirkt 
sich das Gesamtprojekt Sichere 

Janina Meyer-Klepsch, Fachbereichsleiterin 
Bauverwaltung und öffentliche Ordnung der 
Gemeindeverwaltung Neuenhagen bei Berlin
 Foto: privat
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Die Auszeichnungen werden im Rahmen der Abendveranstaltung  
des DEMO-Kommunal kongresses am 16. November 2017 im 
 Wasserwerk Berlin verliehen.
 
Kandidatenvorschläge oder Eigenbewerbungen mit einer   
kurzen  Projektbeschreibung (bitte max. zwei DIN A4-Seiten)  
sowie  eventuell weitere relevante Unterlagen bitte bis zum  
4. Oktober 2017 an
 
DEMO – Demokratische Gemeinde
DEMO Kommunalfuchs
Network Media GmbH
Bülowstraße 66
10783 Berlin

Mail: witzel@demo-online.de

Ausschreibung 
„DEMO-Kommunalfuchs 2017“

Bereits zum zwölften Mal werden die DEMO-Kommunalfüchse  
für herausragende  kommunalpolitische Leistungen verliehen.

DEMO
Kommunalfuchs

Jetzt
bewerben!

Gesucht werden 
 Beispiele für 
 herausragendes 
kommunal­
politisches  Wirken, 
eine vorbildliche 
kommunalpolitische 
Strategie oder 
besonderes 
Engagement in der 
Kommunalpolitik. 

Anzeige

Adresse Neuenhagen sehr belas-
tend auf die Gemeindekasse aus 
oder sehen Sie auch Vorteile, 
etwa für den Wohn- und Ge-
werbestandort, die entstehende 
Kosten wieder einspielen? 
Wir haben für die Laufzeit von drei 
Jahren eine Förderung vom Lan-
despräventionsrat Brandenburg er-
halten. Mit diesen Mitteln konnten 
wir Dinge wie zielgruppenorientierte 
Informationsverbreitung und ver-
schiedene Veranstaltungsdesigns 
erproben. Durch die wissenschaftli-
che Begleitung können andere Kom-
munen von unseren Erfahrungen 
profitieren. Das Europäische Institut 
für Kriminalprävention e. V. Münster 
hat einen ausführlichen Evalutations-
bericht zu unserem Projektverlauf 
verfasst. Seit 2016 ist das Projekt 
in die laufende Verwaltungsarbeit 
integriert. Wir haben jährlich 3000 
EUR für konkrete Maßnahmen ein-
gestellt. Die Mittel sind insbesonde-
re für die Durchführung der Sicher-
heitsmesse, Werbeartikel, Zeitungs-

anzeigen, Druckerzeugnisse und 
Unterhaltungsangebote. Durch die 
Kooperation mit Hoppegarten seit 
2016 reduziert sich der Aufwand, 
weil wir Kosten und Organisations-
arbeit teilen. Der Personalaufwand 
ist eher gering einzuschätzen, da wir 
in den Jahren Routinen entwickelt 
haben und viele helfende Hände 
unterstützen. Demzufolge verteilt 
sich der Arbeitsaufwand sehr gut. 
Wir haben auch mehrfach unsere 
Auszubildenden sowie studentische 
Praktikanten eingebunden, die im-
mer wieder mit überraschenden Ide-
en und viel technischem Knowhow 
das Projekt unterstützt haben. Ob 
sich ein Präventionsprojekt rentiert, 
lässt sich vielleicht auch kompliziert 
in Euro und Cent berechnen. Dass 
es uns gelungen ist, das subjektive 
Sicherheitsgefühl in Neuenhagen 
so deutlich zu verbessern, ist unbe-
zahlbar. Angst lähmt die kommunale 
Entwicklung. Wenn die Menschen 
sich in ihrem Wohnort sicher füh-
len, bedeutet das Lebensqualität. 

Sicherheit schafft Wohlbefinden und 
ermöglicht erst gesellschaftliche und 
unternehmerische Aktivitäten im öf-
fentlichen Raum. Und dieses Mitein-
ander macht die lebens- und liebens-
werte Gemeinde Neuenhagen aus.

Welche Bereiche der Gemeinde-
verwaltung sind in das Projekt 
eingebunden?
Federführend ist der Fachbereich 
III – Bauverwaltung und öffentliche 
Ordnung. Meine Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter leisten den Hauptteil 
der Arbeit und als Fachbereichsleite-
rin leite ich das Projekt insgesamt. 
Der Ordnungsbereich ist klassisch im 
Außendienst und bei Veranstaltun-
gen präsent. Der Bereich für Bauan-
träge hält z. B. den Flyer „Vor dem 
Einbau klug sein“ vor. Darin werden 
Bauherren angehalten, sich bei der 
Planung eines Neu- oder Umbaus 
beraten zu lassen und auf den me-
chanischen Einbruchschutz zu ach-
ten. Und die Fachgruppe öffentlicher 
Straßenraum reagiert schnell, wenn 

eine Straßenlampe defekt ist oder 
mögliche „Gaunerzinken“ schnellst-
möglich entfernt werden müssen. 
Der Bürgermeister ist als Schirmherr 
bei allen Veranstaltungen bzw. wich-
tigen Veröffentlichungen präsent. 
Der Fachbereich II – Bürgerdienste 
und Einrichtungen – ist wichtiger Be-
standteil bei der Informationsverbrei-
tung. Hier werden Informationsflyer 
und Veranstaltungshinweise an die 
Kindereinrichtungen weitergeleitet 
und der Bürgerservice ist erster An-
laufpunkt für unsere Rathausgäste. 
Der Fachbereich I – Zentrale Dienste 
und Finanzen – steht vor allem bei 
Rechtsfragen zur Verfügung und 
stellt über die Sachbearbeiterin Wirt-
schaftsförderung bei Bedarf die Kon-
takte zu den örtlichen Unternehmen 
her. Die Serviceeinheit – Bauhof und 
Gebäudemanagement – hilft beim 
Standaufbau zu Veranstaltungen 
und der Objektmarkierung. Einen 
erheblichen Teil der Öffentlichkeits-
arbeit leistet die dafür zuständige 
Kollegin mit der Redaktion eigener 
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Texte online sowie im Amtsblatt und 
der Verteilung von Pressemeldungen 
bzw. Organisation von Pressetermi-
nen. Bei der grundlegenden Schu-
lung zum Thema Einbruchs- und 
Diebstahlprävention waren alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Verwaltung eingebunden.

Wie ist die Resonanz in der 
Bevölkerung? Beteiligen sich 
viele Bürgerinnen und Bürger an 
den nachbarschaftlich-sozialen 
 Prozessen oder verlässt sich die 
große Mehrheit am Ende doch 
auf Polizei und Verwaltung?
Wir beurteilen die Resonanz der 
Bevölkerung sehr positiv, weil die 
Veranstaltungen bislang immer sehr 
gut besucht sind und die angebo-
tenen Leistungen stark nachge-
fragt werden. Auch bei den dreimal 
stattgefundenen haushaltsweiten 
Befragungen hatten wir eine außer-
gewöhnlich hohe Beteiligung. Der 
Fragebogen war umfangreich und 
daraus haben wir wichtige Erkennt-
nisse gewonnen. Unter anderem 
wurde danach gefragt, ob man auf 
die Wohnungen in der Nachbar-
schaft achtet, wenn die Nachbarn 
nicht da sind. Schon bei der Aus-
gangsbefragung wurde dies von 
75 Prozent der Umfrageteilnehmer 
bejaht. Am Projektende sagten das 
90 Prozent. Die Wirksamkeitserwar-
tung der Nachbarschaftshilfe hat 
einen sehr hohen Wert vergleichbar 
mit der mechanischen Sicherung 
zugeschrieben bekommen. Aus den 
Befragungen der Personen, die eine 
Sicherheitsberatung der Polizei zu 
Hause in Anspruch genommen ha-
ben, wissen wir noch mehr zum The-
ma. Fast alle Befragten (97 Prozent) 
haben sich danach mit durchschnitt-
lich 13 Personen in ihrem nahen sozi-
alen Umfeld (Familie, Freunde, Nach-
barn und Kollegen) über die Mög-
lichkeiten der Einbruchvorbeugung 
ausgetauscht. All das wird vor allem 
bei der Frage nach der gesamtge-
sellschaftlichen Verantwortung zum 
Thema Sicherheit und Kriminalitäts-
bekämpfung deutlich, die von den 
Neuenhagener Bürgerinnen und 
Bürgern deutlich bejaht wird. Die 
Verantwortung wird natürlich vor 
allem bei der Polizei gesehen, aber 
eben auch bei den Kommunen und 
der Bevölkerung selbst. Auch das 
zeigt sich wieder in weiteren Umfra-
geergebnissen. Fast die Hälfte der Ei-

gentümerinnen und Eigentümer sag-
ten aus, dass sie es den Dieben und 
Einbrechern zu leicht machen und 
90 Prozent der Befragten sind sich 
klar darüber, dass die Polizei nicht 
jedes Haus schützen kann. Nach den 
polizeilichen Beratungen in Neuen-
hagen wurden von 85 Prozent emp-
fohlene Maßnahmen, vor allem die 
mechanische Sicherung von Türen 
und Fenstern, umgesetzt. Das ist ein 
herausragendes Ergebnis. Der Anteil 
der im Versuch stecken gebliebenen 
Einbrüche ist in Neuenhagen seither 
gestiegen und liegt auch höher als 
in den Vergleichskommunen unserer 
Untersuchung. All das zeigt deutlich, 
die Neuenhagener Bevölkerung ist 
sehr engagiert, wenn es um das The-
ma „Sichere Adresse Neuenhagen!“ 
geht.

Ich muss gestehen, dass ich 
beim Stichwort Sicherheitspart-
nerschaft zunächst an Miliz-ähn-
liche Patrouillen dachte oder an 
Bürger in ausgemusterter Bun-
deswehrkluft mit Riesentaschen-
lampe und Baseballschläger. 
Ich habe mich eines Besseren 
belehren lassen. Ich habe heute 
großen Respekt vor den Bürge-
rinnen und Bürgern, die sich in 
ihrer Freizeit für die Gesellschaft 
und deren Sicherheit engagie-
ren, auch das bedeutet ein sehr 
wertvolles Ehrenamt. Begegnen 
Sie Ressentiments, wie ich sie 
früher hatte, häufiger? 
Die Vorbehalte gegenüber Sicher-
heitspartnern habe ich auch oft 
wahrgenommen. Ich begrüße daher 
sehr das strategische Eckpunktepa-
pier „Kommunale Kriminalpräven-
tion im Land Brandenburg“ sowie 
den Erlass „Sicherheitspartner des 
Landes Brandenburg“ des Ministeri-
ums des Innern und für Kommunales 
des Landes Brandenburg. Dadurch 
wird das ehrenamtliche Engagement 
mehr gewürdigt und noch besser un-
terstützt. Alle Sicherheitspartner, die 
ich bisher kennenlernen durfte, wa-
ren sich Ihrer Rolle sehr bewusst und 
weit von übereifrigen Bürgerwehren 
entfernt. Im Gegenteil: Manche Si-
cherheitspartnerschaften existieren 
schon seit über 20 Jahren. Das ver-
dient meinen größten Respekt. Gern 
habe ich auch Sicherheitspartner da-
bei unterstützt, die Zusammenarbeit 
mit ihren Kommunen zu verbessern. 
Ich stelle alle Materialien als Hilfe-

stellung zur Verfügung und führe auf 
Wunsch auch persönliche Gespräche 
mit den Verwaltungen. Die Sicher-
heitspartner leisten in jedem Fall ei-
nen anerkennenswerten Beitrag bei 
der gesamtgesellschaftlichen Aufga-
be der Kriminalprävention.

Sie sind als Referentin zum 
Thema Kriminalprävention in 
der Kommune immer wieder im 
Land unterwegs und lernen so 
die unterschiedlichen Situatio-
nen in fast allen Teilen Branden-
burgs kennen. Erleben Sie große 
Unterschiede – etwa zwischen 
Berliner Umland und ländliche-
ren Regionen – oder sind die 
Erfahrungen und Reaktionen 
überall ähnlich?
Es gibt Unterschiede und Gemein-
samkeiten. Uns alle verbindet der 
Wunsch nach Sicherheit und die 
Sorge, wenn diese gefährdet ist. 
Die Größe der Verwaltungseinhei-
ten ist sehr unterschiedlich. Damit 
verbunden sind auch Unterschiede 
bei der finanziellen und personellen 
Ausstattung. In großen Städten gibt 
es durchaus langjährig etablierte Ar-
beitsgremien zu kriminalpräventiven 
Themen. In kleineren Städten und 
Gemeinden sind solche institutiona-
lisierten Organisationsformen eher 
selten. Eine Gemeinsamkeit ist aber, 
dass allerorts engagierte Personen 
anzutreffen sind. Verwaltungen und 
Lokalpolitik haben durchaus sehr un-
terschiedliche Auffassungen zu ihrer 
Verantwortung. Das ist aber nicht 
von der Lage im Berliner Umland 
oder in ländlichen Regionen abhän-
gig sondern oft von persönlichen 
Erfahrungen und örtlichen Beson-
derheiten geprägt. Erhebliche Un-
terschiede gibt es bei den infrastruk-
turellen Gegebenheiten und den 
Tatgelegenheiten. Das verdichtete 
Berliner Umland mit vielen neuen 
Einfamilienhäusern durch Zuzug und 
sehr guten Verkehrsanbindungen ist 
nicht mit ländlichen Strukturen zu 
vergleichen. Vergleichbar bleiben 
leider die erheblichen persönlichen 
Auswirkungen für die Opfer von 
Wohnungseinbrüchen, egal wo sie 
geschehen. Der Verlust des Sicher-
heitsgefühls in der eigenen Woh-
nung ist eine massive Einschränkung 
in der persönlichen Lebenswelt. 
Bei gewerblichen Objekten können 
Diebstähle durchaus die wirtschaftli-
che Existenz gefährden. 

Was ist für die Bürgerinnen und 
Bürger das nach Ihren Erfahrun-
gen Dringendste, was zu tun ist?
Die Sorgen der Menschen ernst zu 
nehmen ist elementar. Die Kommu-
ne und die Polizei müssen gemein-
sam kommunizieren, wie sich die 
Lage objektiv darstellt und welche 
Handlungsoptionen es gibt. Mich 
hat zuletzt während einer Schulung 
die Aussage einer Ordnungsamts-
mitarbeiterin berührt, die meinte: 
„Ich bin mehr Sozialarbeiterin als al-
les andere.“ Verunsicherte Bürgerin-
nen und Bürger wissen häufig nicht, 
an wen Sie sich mit Ihren drängends-
ten Fragen wenden können. Oft 
habe ich auch gehört: „Deswegen 
kann ich doch nicht die Polizei anru-
fen.“ Das macht mich betroffen und 
macht deutlich, dass das kommuna-
le Engagement wichtig ist und wenn 
es manchmal auch nur dazu dient, 
Kontakte zu vermitteln und zuzuhö-
ren. Denn es gibt bereits ein breites 
Hilfsangebot zur Kriminalprävention 
– angefangen von der polizeilichen 
Beratung, Förderprogramme für 
Sicherheitstechnik bei Umbaumaß-
nahmen, Hilfsorganisationen für 
Opfer von Kriminalität und natürlich 
auch die Unterstützung der Kom-
mune als örtliche Ordnungsbehör-
de. Ich nehme für mich persönlich 
wahr, dass es zunehmend auch auf 
der kommunalen Ebene eine Rolle 
spielt, wie sich die landes- bzw. bun-
despolitische Debatte zur inneren 
Sicherheit entwickelt. Die Stärkung 
der Polizei in Brandenburg und die 
Präventionsstrategie Kommunale 
Kriminalprävention (KKP) sind wich-
tige Signale für die Bevölkerung. 
Wir alle gemeinsam sind heute mit 
ganz neuen Herausforderungen 
konfrontiert. Bei den Vorbereitun-
gen für kommunale Veranstaltungen 
sind jetzt viel stärker die Ängste vor 
Gewalttaten relevant. Neben Un-
fall- und Brandschutzverhütungs-
maßnahmen werden entsprechende 
Vorkehrungen getroffen. Das ist für 
uns ebenso neu wie vor einigen Jah-
ren der Start für die Aktivitäten zur 
Einbruchs- und Diebstahlprävention. 
Es braucht also sehr viel Verantwor-
tungsbewusstsein in der Kommune 
für den eigenen Handlungsrahmen 
zur Bewältigung der aktuellen ge-
sellschaftlichen Aufgaben. 

Gibt es weitere Unterstützung, 
die Sie sich wünschten – vom 
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Bund, vom Land, vom Kreis oder 
vielleicht auch von anderen zivil-
gesellschaftlichen Akteuren wie 
der SGK?
Einiges wurde sogar bereits erfüllt. 
Das strategische Eckpunktepapier 
„Kommunale Kriminalprävention im 
Land Brandenburg“ sowie der Er-
lass „Sicherheitspartner des Landes 
Brandenburg“ des Ministeriums des 
Innern und für Kommunales des 
Landes Brandenburg sind für Kom-
munen wichtige Arbeitsgrundlagen. 
Der vormalige Erlass aus 1995 war 

nicht mehr zeitgemäß und führte 
durchaus zu Verunsicherungen bei 
interessierten Kommunen. Die aktu-
elle öffentliche Debatte fördert es, 
dass immer mehr Kommunen und 
die anderen zivilgesellschaftlichen 
Akteure ihre Verantwortung erken-
nen und auch wahrnehmen. Hier 
ist es wichtig, das die Angebote für 
den inhaltlichen Austausch auf Lan-
desebene aufrecht erhalten bleiben 
und dies auch von anderen Bildungs-
trägern unterstützt wird. Der SGK 
kommt eine wichtige Bedeutung zu, 
weil insbesondere die Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker 
direkten Einfluss auf die Gestaltung 
der örtlichen Aktivitäten haben. Si-
cherheit ist dabei unbedingt ein sozi-

aldemokratisches Thema, weil es um 
Teilhabe und Verteilungsgerechtig-
keit geht. Sicherheit darf keine Frage 
von persönlichem Wohlstand und 
den daraus erwachsenden finanzi-
ellen Möglichkeiten zur Eigensiche-
rung sein. Die schon bestehenden 
Förderprogramme der KfW-Bank 
zum Einbruchschutz für Bestands-
gebäude sind ein wichtiger Beitrag 
und noch ausbaufähig. Auch die 
Rabattierung von Versicherern für 
Maßnahmen zum Einbruchschutz 
sind ein finanzieller Anreiz. Wichtig 

für die Zukunft sind verbindliche 
technische Standards für den Neu-
bau von Immobilien. Ein Beispiel: 
Niemand würde es heute mehr in 
Frage stellen, das ein Pkw selbstver-
ständlich mit einer Wegfahrsperre 
oder mit Airbags ausgestattet ist. 
Genauso sollten für Gebäude die Wi-
derstandsklassen von Fenstern und 
Türen vorgeschrieben werden. Der 
Brandschutz wurde auch verbindlich 
geregelt, warum nicht der Einbruch-
schutz? Insbesondere kosten diese 
baulichen Maßnahmen bei einem 
Neubau nur einen sehr geringen Auf-
preis. Einen weiteren Aspekt möch-
te ich noch einbringen. Das Thema 
Kriminalprävention spielte bislang 
in der Verwaltungsausbildung keine 

Rolle. Auch hier gibt es in Branden-
burg bereits erste Schritte zur Imple-
mentierung der Ausbildungs- und 
Fortbildungsinhalte. Das halte ich 
für sehr wichtig. Die kommunalen 
Ordnungsämter müssen fachlich und 
organisatorisch gestärkt werden, um 
die örtliche Zusammenarbeit mit der 
Polizei weiter zu verbessern. 

Welchen Tipp würden Sie ande-
ren Kommunen mitgeben, die 
sich auch auf den Weg machen, 
es Neuenhagen gleich zu tun?

Vor allem würde ich empfehlen, es 
nicht Neuenhagen einfach gleich zu 
tun, sondern für die jeweilige Kom-
mune den individuell passenden Weg 
zu suchen. In jeder Kommune gibt es 
andere Formen der Zusammenarbeit 
und unterschiedliche Akteure. Aber 
einige Aspekte können überall zum 
Gelingen von Präventionsprojekten 
beitragen. Eine wichtige Vorausset-
zung für kommunales Engagement 
ist es, dass dies politisch von den 
Stadt- bzw. Gemeindevertretungen 
getragen wird und die Bürgermeis-
terin bzw. der Bürgermeister ihre 
Verantwortung ganz klar wahrneh-
men, wenn es die Situation erfor-
dert. Die am Projekt beteiligten Per-
sonen sollten sich fachlich gut auf-

stellen und die Arbeit auf mehrere 
Schultern, je nach den verfügbaren 
Kompetenzen, verteilen. Durch eine 
gemeinsame fachliche Basis und die 
klare Zuweisung der eigenen Auf-
gaben für die Gesamtleistung kann 
man überzeugend arbeiten und an-
dere zum Mitmachen motivieren. 
Kriminalpräventive Projekte sollten 
konsequent den gesamtgesellschaft-
lichen Präventionsansatz verfolgen 
und lokal die besten Lösungen ge-
meinsam mit allen verfügbaren Ak-
teuren suchen. Ein wichtiger Punkt 
ist nach meiner Erfahrung auch ganz 
einfach, dass die Sorgen und vor-
gebrachten Lösungsansätze ernst 
genommen werden. Das subjekti-
ve Sicherheitsgefühl wird von sehr 
vielen Faktoren beeinflusst. Die un-
zureichende Straßenbeleuchtung 
und fehlende Sichtbarkeit des Ord-
nungsamtes sind Themen, die immer 
wieder im Rahmen des Projektes an 
uns heran getragen wurden. Das 
sind auch eindeutig Zuständigkeits-
bereiche der Kommune. Wir haben 
darauf reagiert und uns darauf ein-
gestellt mit Investitionsprogrammen 
für die Infrastruktur und erkennba-
ren Uniformen im verstärkten Au-
ßendienst bzw. gekennzeichneten 
Dienstwagen. Ein Fortbildungspro-
gramm rundet unser Programm zur 
Verbesserung des Ordnungswesens 
ab. Das sind allesamt Bausteine, die 
Kommune noch sicherer zu machen. 
„Sicherheit braucht Partner“ lau-
tet die Grundidee der Kommunalen 
Kriminalprävention in Brandenburg. 
Das sollte jede Kommune für sich 
beherzigen. 
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